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A. Problem  

Volks-, Berufs- und Arbeitsstättenzählungen sollen Angaben 
über den neuesten Stand der Bevölkerung, ihre räumliche Ver-
teilung und ihre Zusammensetzungen nach demographischen 
und sozialen Merkmalen sowie über ihre wirtschaftliche Betä-
tigung liefern. Ihre Ergebnisse sind unentbehrliche Grundlage 
für gesellschafts- und wirtschaftspo litische Planungen und 
Entscheidungen des Bundes, der Länder und der Gemeinden; 
darüber hinaus finden die Ergebnisse vielfältige Verwendung 
bei der allgemeinen Beobachtung und Analyse von Änderun-
gen der Bevölkerungs- und Wirtschaftsstruktur. Die letzte 
Volkszählung fand in der Bundesrepublik Deutschland am 
27. Mai 1970 statt. Die Bundesrepublik Deutschland ist ferner 
aufgrund der Richtlinie 43/403/EWG verpflichtet, eine allge-
meine Volkszählung durchzuführen. Im Rahmen dieser Ver

-

pflichtung hatte die Bundesregierung den gesetzgebenden 
Körperschaften bereits in der 8. Legislaturperiode einen ent-
sprechenden Gesetzentwurf vorgelegt, der aber wegen grund-
sätzlicher Meinungsverschiedenheiten zwischen Bund und 
Ländern zur Frage der Kostenbeteiligung des Bundes in der 
vergangenen Legislaturperiode des Deutschen Bundestages 
nicht mehr verabschiedet worden ist. 

B. Lösung 

Der Gesetzentwurf ordnet die Durchführung einer Volks- und 
Berufszählung mit gebäude- und wohnungsstatistischen Fest-
stellungen sowie einer Zählung der nicht landwirtschaftlichen 
Arbeitsstätten und Unternehmen am 19. Mai 1982 an. Von dem 
geänderten Zeitpunkt für die Durchführung der Zählung abge-
sehen, entspricht der Entwurf inhaltlich dem Entwurf eines 
Volkszählungsgesetzes 1981 unter Berücksichtigung der Be- 
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schlösse des Innenausschusses (Drucksache 8/3412). Der vor-
gesehene Erhebungsumfang steht im Einklang mit den Richtli-
nien der Europäischen Gemeinschaften und den Empfehlun-
gen der Vereinten Nationen zur Durchführung von Volkszäh-
lungen. 

Die Zählung wird — ebenso wie 1950, 1961 und 1970 — von eh-
renamtlichen Zählern im gesamten Geltungsbereich des 
Volkszählungsgesetzes anhand amtlicher Erhebungsvor-
drucke durchgeführt. 

Die Beschlüsse des Innenausschusses versuchen einen Beitrag 
zur Lösung der zwischen Bund und Ländern strittigen Frage 
der Höhe der Kostenbeteiligung des Bundes sowie zu dem Peti-
tum des Bundesrates zu leisten, im Interesse einer Vereinfa-
chung und einer Reduzierung der mit dem Gesetz verbunde-
nen erheblichen Kosten, die vorgesehenen Erhebungen 'auf das 
unverzichtbar Notwendige zu beschränken. Zur Erreichung 
dieser Zielsetzungen sehen die Beschlüsse des Ausschusses 
eine Reduzierung des Erhebungsprogramms in § 3 — Verzicht 
auf die Grundstückszählung, erhebliche Einschränkung der 
Gebäudezählung — und § 4 — Verzicht auf die Frage nach dem 
Gesamtumsatz des Unternehmens — vor, die zu einer Verrin-
gerung des Kostenvolumens um rund 101 Mio. DM führt. 

Ferner ist aufgrund einer entsprechenden Erklärung des Bun-
desministers der Finanzen vorgesehen, daß der Bund Finanz-
zuweisungen in Höhe von 1 DM je Einwohner, das sind etwa 
60 Mio. DM, zahlt. 

Da sich die Durchführung der Volkszählung derzeit nicht mehr 
zum 19. Mai 1982 vornehmen läßt, sehen die Beschlüsse des 
Ausschusses außerdem deren Durchführung nunmehr nach 
dem Stand vom 27. April 1983 vor. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

Der Regierungsentwurf sieht über die Beschlüsse des Innen-
ausschusses hinausgehend die oben genannten zusätzlichen 
Erhebungsdaten vor. 

Der Bundesrat hat ferner vorgeschlagen, in einem weiteren 
Absatz des § 5 des Gesetzentwurfs zu regeln, daß Rechtsbe-
helfe keine aufschiebende Wirkung haben. 

D. Kosten 

Eine auf der Grundlage der Beschlüsse des Innenausschusses 
durchgeführte Volkszählung beläuft sich auf Gesamtkosten in 
Höhe von 371 Mio. DM. Davon trägt der Bund infolge der von 
ihm angebotenen Finanzzuweisung etwa 60 Mio. DM und zu-
sätzlich die im Rahmender bisherigen Kostenverteilung auf 
ihn entfallenden Kosten, die sich nach neueren Schätzungen 
auf einen Anteil in Höhe von 29 Mio. DM belaufen. 
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Beschlußempfehlung 

 Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf -  Drucksache 9/451- in der sich aus der nachstehenden Zu-
sammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 11. November 1981 

Der Innenausschuß 

Dr. Wernitz 
Vorsitzender 

Broil Dr. Wendig Dr. Wernitz 
Berichterstatter  
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Zusammenstellung 
des Entwurfs eines Gesetzes über eine Volks-, Berufs-, Wohnungs- 
und Arbeitsstättenzählung (Volkszählungsgesetz 1982) 

- Drucksache 9/451 - 

mit den Beschlüssen des Innenausschusses (4. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes über eine Volks-, Berufs-, 
Wohnungs- und Arbeitsstättenzählung (Volkszäh

-

lungsgesetz 1982) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§1  

(1) Nach dem Stand vom 19. Mai 1982 werden eine 
Volks- und Berufszählung mit gebäude- und woh-
nungsstatistischen Fragen sowie eine Zählung der 
nichtlandwirtschaftlichen Arbeitsstätten und Unter-
nehmen (Arbeitsstättenzählung) durchgeführt. 

(2) Vorerhebungen bei Gebäuden sind zulässig. 

(3) Probeerhebungen zum Fragenprogramm und 
zur Zählungs- und Aufbereitungsorganisation sowie 
Wiederholungsbefragungen zur Prüfung der Zuver-
lässigkeit der Ergebnisse sind zulässig. 

§ 2  

Die Volks- und Berufszählung erfaßt: 

1. Vor- und Familiennamen, Anschrift, Telefonan-
schluß, Geschlecht,  Geburtstag, Familienstand, 
rechtliche Zugehörigkeit oder Nichtzugehörig-
keit zu einer Religionsgesellschaft, Staatsange-
hörigkeit; 

2. Nutzung der Wohnung als alleinige Wohnung, 
Haupt- oder Nebenwohnung; 

3. Quelle des überwiegenden Lebensunterhaltes; 

4. Beteiligung am . Erwerbsleben, Eigenschaft als 
Hausfrau, Schüler, Student; 

5. erlernten Beruf und Dauer der praktischen Be-
rufsausbildung, höchsten Schulabschluß an all-
gemeinbildenden Schulen, höchsten Abschluß an 
einer berufsbildenden Schule oder Hochschule 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes über eine Volks-, Berufs-, 
Wohnungs- und Arbeitsstättenzählung (Volkszäh

-

lungsgesetz 1983) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§1 

(1) Nach dem Stand vom 27. April 1983 werden 
eine Volks- und Berufszählung mit gebäude- und 
wohnungsstatistischen Fragen sowie eine Zählung 
der nichtlandwirtschaftlichen Arbeitsstätten und 
Unternehmen (Arbeitsstättenzählung) durchge-
führt. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

§2 

Die Volks- und Berufszählung erfaßt: 

1. unverändert 

2. Nutzung der Wohnung als alleinige Wohnung, 
Haupt- oder Nebenwohnung (§ 12 Abs. 2 des Mel-
derechtsrahmengesetzes); 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 
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Entwurf 

sowie Hauptfachrichtung des letzten Abschlus-
ses; 

6. bei Erwerbstätigen sowie Schülern und Studen-
ten Namen und Anschrift der Arbeits- oder Aus-
bildungsstätte, hauptsächlich benutztes Ver-
kehrsmittel und Zeitaufwand für den Weg zur Ar-
beits- oder Ausbildungsstätte; 

7. bei Erwerbstätigen Geschäftszweig des Betrie-
bes, Stellung im Beruf, ausgeübte Tätigkeit, Ar-
beitszeit, landwirtschaftliche und nichtlandwirt-
schaftliche Nebentätigkeit; 

8. im Anstaltsbereich die Eigenschaft als Insasse 
oder die Zugehörigkeit zum Personal oder zum 
Kreis der Angehörigen des Personals. 

§3 

(1) Die gebäudestatistischen Fragen erstrecken 
sich auf Gebäude und andere Bauwerke. Außerhalb 
von zusammenhängenden Siedlungsflächen sind 
die anderen Bauwerke jedoch nur dann zu erfassen, 
wenn sie mit Gebäuden lagemäßig in Zusammen-
hang stehen oder für Wohnzwecke genutzt werden 
oder eine Arbeitsstätte enthalten. 

(2) Im einzelnen werden erfaßt: 

1. Größe des zugehörigen Grundstücks sowie die 
Grundstücksanschrift oder Lagebezeichnung; 

2. Grundfläche aller auf dem Grundstück befindli-
chen Bauwerke; 

3. Abstellmöglichkeiten für Kraftfahrzeuge; 

4. Erbbaurecht; 

5. der Eigentümer oder an seiner Stelle der Nieß-
brauchberechtigte oder derjenige, der Anspruch 
auf Übereignung oder auf Einräumung oder 
Übertragung eines Erbbaurechts oder Nieß-
brauchs hat; 

6. bei Gebäuden und bei ständig bewohnten Unter-
künften außerdem 

a) Art und Baujahr, Zahl der Geschosse sowie 
 Zahl und Lage der Wohnungen und Arbeits-

stätten sowie Name des Wohnungsinhabers 
und Untermieters oder Bezeichnung der Ar-
beitsstätte, 

b) Gesamtnutzfläche sowie Art und Anteile der 
Nutzungen, 

c) bei Anstaltsgebäuden außerdem Zweck der 
Anstalt und Zahl der Plätze. 

(3) Die wohnungsstatistischen Fragen erfassen: 

1. Art, Größe, Ausstattung und Verwendungszweck 
der Wohnung, Wohnverhältnis, Förderung mit 
Mitteln des sozialen Wohnungsbaues, Zahl und 
Nutzung der Räume, Bezugsjahr; 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

6. unverändert 

7. unverändert 

8.unverändert 

§3 

(1) Die gebäudestatistischen Fragen erfassen bei 
Gebäuden mit Wohnraum und bei ständig bewohn-
ten Unterkünften Anschrift, Art und Baujahr sowie 
den Eigentümer oder an seiner Stelle den Nieß-
brauchberechtigten oder denjenigen, der Anspruch 
auf Übereignung oder auf Einräumung oder Über-
tragung eines Erbbaurechts oder Nießbrauchs hat. 

(2) Die wohnungsstatistischen Fragen erfassen: 

1. Art, Größe, Ausstattung und Verwendungszweck, 
Art der Beheizung und der Heizenergie sowie 
Bezugsjahr der Wohnung, Wohnverhältnis, För-
derung der Wohnung mit Mitteln des sozialen 
Wohnungsbaus sowie Zahl und Nutzung der Räu-
me; 
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2. bei vermieteten Wohnungen außerdem die Höhe 
der monatlichen Miete; 

3. bei leerstehenden Wohnungen außerdem die 
Dauer des Leerstehens. 

§4 

Die Arbeitsstättenzählung erfaßt: 

1. bei allen nichtlandwirtschaftlichen Arbeitsstät-
ten und Unternehmen 

a) Namen, Bezeichnung, Anschrift, Telefonan-
schluß und Zahl der Sprechstellen, Art der 
Niederlassung, Art der ausgeübten Tätigkeit 
oder Art des Aufgabengebietes der Arbeits-
stätte und des Unternehmens, Eröffnungs-
jahr, Angaben über Neuerrichtung oder 
Standortverlagerung, Träger der Arbeits-
stätte bei Anstalten, Einrichtungen von Be-
hörden oder der Sozialversicherung sowie 
von Kirchen, Verbänden oder sonstigen Orga-
nisationen, 

b) Zahl der tätigen Personen nach Geschlecht, 
Stellung im Betrieb, Zahl der Teilzeitbeschäf-
tigten sowie Zahl der ausländischen Arbeit-
nehmer nach Geschlecht, 

c) Summe der Bruttolöhne und -gehälter des 
vorhergehenden Kalenderjahres; 

2. bei Hauptniederlassungen und einzigen Nieder-
lassungen außerdem 

a) Eintragung des Unternehmens in die Hand-
werksrolle, 

b) Rechtsform des Unternehmens, 

c) Gesamtumsatz des Unternehmens im vorher-
gehenden Kalenderjahr; 

3. bei Hauptniederlassungen zusätzlich zu den An-
gaben nach Nummern 1 und 2 für jede Zweignie-
derlassung 

a) Namen, Bezeichnung, Anschrift, Art der aus-
geübten Tätigkeit oder des Aufgabengebie-
tes, 

b) Zahl der tätigen Personen, 

c) Summe der Bruttolöhne und -gehälter des 
vorhergehenden Kalenderjahres. 

§5 

Auskunftspflichtig sind 

1. bei der Volks- und Berufszählung: 

alle Volljährigen oder einen eigenen Haushalt 
führenden minderjährigen Personen, auch für 
minderjährige oder behinderte Haushaltsmit-
glieder; für Personen in Gemeinschaftsunter-
künften, Anstalten und ähnlichen Einrichtungen, 
auch die Leiter dieser Einrichtungen, soweit Um-
stände, die in der Person des Auskunftspflichti-
gen liegen, dies erforderlich machen; 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

2. unverändert 

3. unverändert 

§4, 

Die Arbeitsstättenzählung erfaßt: 

1. unverändert 

2. bei Hauptniederlassungen und einzigen Nieder

-

lassungen außerdem . 

a) unverändert 

b) Rechtsform des Unternehmens. 

3. unverändert 

§5 

Auskunftspflichtig sind 

1. unverändert 
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2. bei den gebäudestatistischen Fragen: 

die in § 3 Abs. 2 Nr. 5 genannten Personen, deren 
Vertreter oder Gebäudeverwalter; 

3. bei den wohnungsstatistischen Fragen: 

die Wohnungsinhaber oder deren Vertreter so-
wie die nach Nummern 1 und 2 Auskunftspflich-
tigen; 

4. bei der Arbeitsstättenzählung: 

die Inhaber oder Leiter der Arbeitsstätten und 
Unternehmen. 

§6 

(1) Zur Durchführung des Volkszählungsgesetzes 
1982 können ehrenamtliche Zähler bestellt werden. 

(2)Zur Übernahme der ehrenamtlichen Zählertä-
tigkeit ist jeder Deutsche vom vollendeten 18. bis 
zum vollendeten 65. Lebensjahr verpflichtet. Befreit 
ist, wem eine solche Tätigkeit aus gesundheitlichen 
oder anderen wichtigen Gründen nicht zugemutet 
werden kann. 

(3) Die Zähler sind berechtigt und verpflichtet, 
Eintragungen selbst vorzunehmen, soweit dies zur 
Erfüllung des Zwecks der Zählung erforderlich ist 
und die Auskunftspflichtigen einverstanden sind. 

§7 

(1) Bund, Länder, Gemeinden, Gemeindeverbände 
und sonstige Körperschaften des öffentlichen 
Rechts sind verpflichtet, ihre Bediensteten auf An-
forderung der Erhebungsstellen für die Zählertätig-
keit zur Verfügung zu stellen. 

(2) Lebenswichtige Tätigkeiten öffentlicher Dien-
ste dürfen durch diese Verpflichtung nicht unterbro-
chen werden. 

§8 

Die für die Grundsteuer zuständigen Stellen der 
Gemeinden teilen den Erhebungsstellen auf Anfor-
derung Namen und Anschrift der Eigentümer der 
nach § 3 Abs. 1 zu erfassenden Bauwerke mit. 

§ 9  

(1) Angaben der Volkszählung nach § 2 Nr. 1 und 2 
können, soweit sie sich auf Vor- und Familienna-
men, Geburtstag, Familienstand und Anschrift der 
Wohnungen beziehen, mit den Melderegistern ver-
glichen und zu deren Berichtigung verwendet wer-
den. Aus diesen Angaben gewonnene Erkenntnisse 
dürfen nicht zu Maßnahmen gegen den einzelnen 
Auskunftspflichtigen verwendet werden. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

2. bei den gebäudestatistischen Fragen: 

die in § 3 Abs. 1 genannten Personen, deren Ver-
treter oder Gebäudeverwalter; 

3. unverändert 

4. unverändert 

§6 

(1) Zur Durchführung des Volkszählungsgesetzes 
1983 können ehrenamtliche Zähler bestellt werden. 

(2) unverändert 

(3) unverändert  

§7 

unverändert 

§8 

unverändert 

§9 

(1) Angaben der Volkszählung nach § 2 Nr. 1 und 2 
können, soweit sie sich nicht auf Telefonanschluß, 
rechtliche Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit 
zu einer Religionsgesellschaft und Staatsangehörig-
keit beziehen, mit den Melderegistern verglichen 
und zu deren Berichtigung verwendet werden. Aus 
diesen Angaben gewonnene Erkenntnisse dürfen 
nicht zu Maßnahmen gegen den einzelnen Aus-
kunftspflichtigen verwendet werden. 
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(2) Einzelangaben ohne Namen über die nach den 
§§ 2 bis 4 erfaßten Tatbestände dürfen nach § 11 
Abs. 3 des Gesetzes über die Statistik für Bundes-
zwecke vom 14. März 1980 (BGBl. I S. 289) von den 
Statistischen Ämtern des Bundes und der Länder an 
die fachlich zuständigen obersten Bundes- und 
Landesbehörden übermittelt werden, soweit sie zur 
rechtmäßigen Erfüllung der in ihrer Zuständigkeit 
liegenden Aufgaben erforderlich sind. Mit Aus-
nahme des Merkmals rechtliche Zugehörigkeit oder 
Nichtzugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft in 
§ 2 Nr. 1 sowie der nach § 4 Nr. 1 Buchstabe c, § 4 
Nr. 2 Buchstabe c und § 4 Nr. 3 Buchstabe c erfaßten 
Tatbestände gilt Satz 1 auch für die Übermittlung an 
die von den fachlich zuständigen obersten Bundes- 
und Landesbehörden bestimmten Behörden, sonsti-
gen öffentlichen und nichtöffentlichen Stellen, so-
weit die Übermittlung zur Durchführung der von 
den fachlich zuständigen obersten Bundes- und 
Landesbehörden übertragenen Aufgaben erforder-
lich ist. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

(3) Für Zwecke der Regionalplanung, des Vermes-
sungswesens, der gemeindlichen Planung und des 
Umweltschutzes dürfen den Gemeinden und Ge-
meindeverbänden die erforderlichen Einzelangaben 
ohne Namen über die nach den  §§ 2 bis 4 mit Aus-
nahme des Merkmals rechtliche Zugehörigkeit oder 
Nichtzugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft in 
§ 2 Nr. 1 sowie der nach § 4 Nr. 1 Buchstabe c, § 4 
Nr. 2 Buchstabe c, § 4 Nr. 3 Buchstabe c erfaßten Tat-
bestände der Auskunftspflichtigen ihres Zuständig-
keitsbereiches von den Statistischen Ämtern der 
Länder übermittelt werden. Für eigene statistische 
Aufbereitungen können den Gemeinden und Ge-
meindeverbänden Einzelangaben über die nach den 
§§ 2 bis 4 mit Ausnahme des Merkmals rechtliche 
Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu einer Re-
ligionsgesellschaft in § 2 Nr. 1 sowie der nach § 4 
Nr. 2 Buchstabe c erfaßten Tatbestände von den Sta-
tistischen Landesämtern zur Verfügung gestellt 
werden, wenn durch Satzung die Voraussetzungen 
geschaffen sind und erhalten bleiben, die eine aus-
schließliche statistische Nutzung der Daten sicher-
stellen. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

(4) Für wissenschaftliche Zwecke dürfen die erfor-
derlichen Einzelangaben ohne Namen und Anschrift 
über die nach den §§ 2 bis 4 mit Ausnahme des Merk-
mals rechtliche Zugehörigkeit oder Nichtzugehörig-
keit zu einer Religionsgesellschaft in § 2 Nr. 1 sowie 
der nach § 4 Nr. 1 Buchstabe c, § 4 Nr. 2 Buchstabe c 
und § 4 Nr. 3 Buchstabe c erfaßten Tatbestände von 
den Statistischen Ämtern des Bundes und der Län-
der an Amtsträger und für den öffentlichen Dienst 
besonders Verpflichtete übermittelt werden. 

(5) Die nach den Absätzen 2 bis 4 übermittelten 
Einzelangaben dürfen von den Empfängern nur für 
die Zwecke verwendet werden, für die sie übermit-
telt wurden. 

(6) Einzelangaben in statistischen Ergebnissen 
über die nach § 2 Nr. 1 erfaßten Angaben zur rechtli

-

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

(2) Einzelangaben ohne Namen über die nach den 
§§ 2 bis 4 erfaßten Tatbestände dürfen nach § 11 
Abs. 3 des Bundesstatistikgesetzes vom 14. März 
1980 (BGB1. I S. 289) von den Statistischen Ämtern 
des Bundes und der Länder an die fachlich zuständi-
gen obersten Bundes- und Landesbehörden über-
mittelt werden, soweit sie zur rechtmäßigen Erfül-
lung der in ihrer Zuständigkeit liegenden Aufgaben 
erforderlich sind. Mit Ausnahme des Merkmals 
rechtliche Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu 
einer Religionsgesellschaft in § 2 Nr. 1 sowie der 
nach § 4 Nr. 1 Buchstabe c und § 4 Nr. 3 Buchstabe c 
erfaßten Tatbestände gilt Satz 1 auch für die Über-
mittlung an die von den fachlich zuständigen ober-
sten Bundes- und Landesbehörden bestimmten Be-
hörden, sonstigen öffentlichen und nichtöffentlichen 
Stellen, soweit die Übermittlung zur Durchführung 
der von den fachlich zuständigen obersten Bundes- 
und Landesbehörden übertragenen Aufgaben erfor-
derlich ist. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

(3) Für Zwecke der Regionalplanung, des Vermes-
sungswesens, der gemeindlichen Planung und des 
Umweltschutzes dürfen den Gemeinden und Ge-
meindeverbänden die erforderlichen Einzelangaben 
ohne Namen über die nach den §§ 2 bis 4 mit Aus-
nahme des Merkmals rechtliche Zugehörigkeit oder 
Nichtzugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft in 
§ 2 Nr. 1 sowie der nach § 4 Nr. 1 Buchstabe c und § 4 
Nr. 3 Buchstabe c erfaßten Tatbestände der Aus-
kunftspflichtigen ihres Zuständigkeitsbereiches von 
den Statistischen Ämtern der Länder übermittelt 
werden. Für eigene statistische Aufbereitungen kön-
nen den Gemeinden und Gemeindeverbänden Ein-
zelangaben über die nach den §§ 2 bis 4 mit Aus-
nahme des Merkmals rechtliche Zugehörigkeit oder 
Nichtzugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft in 
§ 2 Nr. 1 erfaßten Tatbestände von den Statistischen 
Landesämtern zur Verfügung gestellt werden, wenn 
durch Satzung die Voraussetzungen geschaffen sind 
und erhalten bleiben, die eine ausschließliche stati-
stische Nutzung der Daten sicherstellen. Absatz 1 
Satz 2 gilt entsprechend. 

(4) Für wissenschaftliche Zwecke dürfen die erfor-
derlichen Einzelangaben ohne Namen und Anschrift 
über die nach den §§ 2 bis 4 mit Ausnahme des Merk-
mals rechtliche Zugehörigkeit oder Nichtzugehörig-
keit zu einer Religionsgesellschaft in § 2 Nr. 1 sowie 
der nach § 4 Nr. 1 Buchstabe c, und § 4 Nr. 3 Buchsta-
be c erfaßten Tatbestände von den Statistischen 
Ämtern des Bundes und der Länder an Amtsträger 
und für den öffentlichen Dienst besonders Verpflich-
tete übermittelt werden. 

(5) unverändert 

(6) unverändert 
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Entwurf 

chen Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu ei-
ner Religionsgesellschaft, gegliedert nach Alters-
gruppen und Geschlecht, über die nach § 4 Nr. 1 
Buchstabe b erfaßten Tatbestände, gegliedert nach 
Art der ausgeübten Tätigkeit der Arbeitsstätten und 
Unternehmen, sowie über die nach § 4 Nr. 3 Buchsta-
be b erfaßten Tatbestände dürfen von den Statisti-
schen Ämtern des Bundes und der Länder veröffent-
licht werden. 

(7) § 11 des Gesetzes über die Statistik für Bundes-
zwecke gilt auch für Personen, die bei Stellen be-
schäftigt sind, denen Einzelangaben zugeleitet wer-
den. 

(8) Die Statistischen Landesämter leiten dem Sta-
tistischen Bundesamt auf Anforderung Einzelanga-
ben für Zusatzaufbereitungen für Bundeszwecke zu, 
wenn und soweit sie diese nicht selbst durchfüh-
ren. 

§10 

(1) Zur Vorbereitung der Volkszählung 1982 kön-
nen im Jahr 1981 bis zu drei Probeerhebungen unter 
Einbeziehung aller Erhebungsteile durchgeführt 
werden. 

(2) Die Probeerhebungen erfolgen in ausgewähl-
ten Erhebungsbereichen, die so abzugrenzen sind, 
daß höchstens 25 000 Haushalte und höchstens 5 000 
Arbeitsstätten jeweils in die Erhebungen einbezo-
gen werden. 

(3) Die Probeerhebungen können erfassen: 

1. in § 2 genannte Tatbestände bei den Haushalten 
und Personen; 

2. in § 3 Abs. 2 genannte Tatbestände bei den Ge-
bäuden und anderen Bauwerken; 

3. in § 3 Abs. 3 genannte Tatbestände bei den Woh-
nungen; 

4. in § 4 genannte Tatbestände bei den Arbeitsstät-
ten und Unternehmen. 

(4) Befragt werden bei den Probeerhebungen: 

1. zur Volks- und Berufszählung die in § 5 Nr. 1 ge-
nannten Personen; 

2. zu den gebäudestatistischen Fragen die in § 5 
Nr. 2 genannten Personen; 

3. zu den wohnungsstatistischen Fragen die in § 5 
Nr. 3 genannten Personen; 

4. zur Arbeitsstättenzählung die in § 5 Nr. 4 genann-
ten Personen. 

(5) Die Erteilung der Auskünfte bei den Probeer-
hebungen ist freiwillig. Die Auskünfte dürfen nur 
für den in Absatz 1 genannten Zweck verwendet 
werden. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

(7) § 11 des Bundesstatistikgesetzes gilt auch für 
Personen, die bei Stellen beschäftigt sind, denen 
Einzelangaben zugeleitet werden. 

(8) unverändert  

§10 

(1) Zur Vorbereitung der Volkszählung 1983 kön-
nen im Jahr 1982 bis zu drei Probeerhebungen unter 
Einbeziehung aller Erhebungsteile durchgeführt 
werden. 

(2) unverändert 

(3) Die Probeerhebungen können erfassen: 

1. unverändert 

2. in § 3 Abs. 1 genannte Tatbestände bei den Bau-
werken; 

3. in § 3 Abs. 2 genannte Tatbestände bei den Woh-
nungen 

4. unverändert 

(4) unverändert 

(5) unverändert 
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Entwurf 

§11 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber-
lin. 

§ 12 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

§ 10 a  

Der Bund gewährt den Ländern zum Ausgleich 
der Mehrbelastungen, die ihnen und den Gemein-
den durch dieses Gesetz auferlegt werden, eine 
Finanzzuweisung in Höhe von 1 Deutsche Mark je 
Einwohner. Maßgebend ist die Wohnbevölkerung, 
die das Statistische Bundesamt für den 27. April 
1983 feststellt. Die Finanzzuweisung ist in drei glei-
chen Teilbeträgen am 1. Juli 1983, 1. Juli 1984 und 
1. Juli 1985 zu zahlen. 

§11 

unverändert 

§ 12 

unverändert 
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Bericht der Abgeordneten Broil, Dr. Wendig und Dr. Wernitz 

I. Allgemeines 

Der Entwurf des Volkszählungsgesetzes 1982 wurde 
vom Deutschen Bundestag in seiner 42. Sitzung am 
11. Juni 1981 an den Innenausschuß federführend 
sowie an den Wirtschaftsausschuß, den Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung und an den Ausschuß 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau zur 
Mitberatung überwiesen. Der Haushaltsausschuß 
ist nach § 96 GO beteiligt. 

Der Innenausschuß hat den Gesetzentwurf in seinen 
Sitzungen am 16. Juni, am 22. und 28. Oktober sowie 
abschließend am 11. November 1981 beraten. Zur 
Vorbereitung seiner Stellungnahme hat er eine Be-
richterstattergruppe eingesetzt, die zusammen mit 
den Berichterstattern aus den beteiligten Ausschüs-
sen, mit der Bundesregierung und mit den kommu-
nalen Spitzenverbänden den Gesetzentwurf in einer 
Sitzung am 10. September 1981 beraten hat. Auf der 
Grundlage dieser Beratung haben die mitbeteiligten 
Ausschüsse ihre Voten abgegeben. Die Innenmini-
sterkonferenz hat ferner auf ein Ersuchen des Aus-
schusses hin Länderbeauftragte zu den Beratungen 
im Innenausschuß entsandt. 

II. Empfehlungen der mitberatenden Ausschüsse 

1. Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau hat in einer ersten Stellungnahme 
vom 24. Juni 1981 einstimmig empfohlen, den Ge-
setzentwurf in der Fassung der Gegenäußerung 
der - Bundesregierung anzunehmen. Der Aus-
schuß hat dabei insbesondere Wert darauf gelegt, 
daß die wohnungs- und gebäudestatistischen Er-
hebungen in dem vorgesehenen Umfang durch-
geführt werden. Eine Kürzung dieses bereits auf 
das unabdingbar notwendige Maß beschränkten 
Programms oder eine Differenzierung nach 
regionalen Gesichtspunkten oder Gemeindegrö-
ßenklassen halte er aus wohnungs-, städtebau- 
und raumordnungspolitischen Gründen nicht für 
vertretbar. Der Ausschuß hat im übrigen die Not-
wendigkeit und Dringlichkeit dieser Daten un-
terstrichen, um gesicherte Grundlagen für die 
wohnungs- und städtebaupolitischen Entschei-
dungen der nächsten Jahre zu erhalten. 

Auf der Grundlage der Beratung der Bericht-
erstattergruppe hat der Ausschuß für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau in einer weiteren 
Stellungnahme vom 7. Oktober 1981 mitgeteilt, 
daß er die Vorlage erneut beraten habe und sich 
dabei mit dem von der Berichterstattergruppe 
des Innenausschusses entwickelten Kürzungs-
modell befaßt habe. Der Ausschuß hat danach 
seine Stellungnahme vom 24. Juni 1981 in vollem 
Umfang aufrechterhalten, die Gebäude- und 
Wohnungszählung in dem nach der Gesetzesvor

-

lage vorgesehenen Umfang durchzuführen. Das 
von der Berichterstattergruppe entwickelte Kür-
zungsmodell hält er für unzureichend, weil da-
durch nicht der wohnungs- und städtebaupoliti-
sche Mindestinformationsbedarf von Bund, Län-
dern und Gemeinden erfüllt wird. 

Der Ausschuß hat sich andererseits nicht der 
Notwendigkeit verschlossen, an einer Einspa-
rung mitzuwirken, um ein Scheitern der Volks-
zählung zu vermeiden. Sollten daher im Verlauf 
des weiteren Gesetzgebungsverfahrens auch 
Kürzungen des gebäude- und wohnungsstatisti-
schen Teils unabweisbar werden, halte er eine 
Kürzung dieses Programmteils ebenfalls dahin 
gehend für vertretbar, daß in Gemeinden mit 
100 000 und mehr Einwohnern das volle Pro-
gramm — also Städtebauteil und Wohnungszäh-
lung — und in den übrigen Gemeinden nur eine 
Wohnungszählung durchgeführt wird, die den 
bisherigen Zählungen qualitativ und quantitativ 
aber nicht nachstehen darf. 

Der Ausschuß hat ferner alle weitergehenden 
Kürzungsüberlegungen für nicht sachgerecht ge-
halten. Wohlgemeinte Sparbemühungen würden 
seiner Ansicht nach dann in Verschwendung um-
schlagen. 

2. Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat 
einstimmig bei einer Stimmenthaltung beschlos-
sen, sich dem Votum der Berichterstattergruppe 
„Volkszählungsgesetz 1982" in ihrer Sitzung am 
10. September 1981 für das sogenannte Modell I a 
eines Erhebungsprogramms anzuschließen. Mit 
Rücksicht auf die Haushaltslage des Bundes und 
der Länder hat der Ausschuß das wichtige Anlie-
gen der Einbeziehung der Behinderten in die vor-
gesehene Zählung zurückgestellt. Hinsichtlich 
der Kostenaufteilung zwischen Bund und Län-
dern geht der Ausschuß davon aus, daß nach den 
tatsächlichen Interessenquoten verfahren und 
damit die Durchführung der Zählung ermöglicht 
wird. 

3. Der Ausschuß für Wirtschaft hat dem Entwurf 
des Volkszählungsgesetzes 1982 in der Fassung 
des von der Berichterstattergruppe erarbeiteten 
„Modells I a" mit der folgenden Anmerkung zu-
gestimmt: 

Zur Gestaltung einer wirksamen Wirtschafts- 
und Gesellschaftspolitik auf regionaler, nationa-
ler und internationaler Ebene sei eine Aktualisie-
rung des vorliegenden Datenmaterials über Be-
stand, räumliche Verteilung und Strukturmerk-
male der Einwohner, Haushalte, Gebäude, Woh-
nungen und Arbeitsstätten erforderlich. Diese 
könne nur aus dem Datenspektrum einer Volks

-

Berufs-, Wohnungs- und Arbeitsstättenzählung 
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gewonnen werden, bei der auch die Vergleichbar-
keit zu früheren Zählungen gewährleistet sei. 

Aus der Sicht des Ausschusses für Wirtschaft 
werde diesen Anforderungen mit dem von 
der Berichterstattergruppe „Volkszählungsge-
setz 1982" erarbeiteten Modell  Rechnung getra-
gen. Allerdings lasse die Stellungnahme des Aus-
schusses für Raumordnung, Bauwesen und Städ-
tebau zu diesem Modell vom 7. Oktober 1981 er-
kennen, daß damit der umfangreiche und detail-
lierte Datenbedarf für wohnungs-, städtebau- 
und raumordnungspolitische Zwecke nicht voll-
ends gedeckt werde. Inwieweit die vorliegende 
Änderungsempfehlung des Ausschusses für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau vom 
7. Oktober 1981 zu einer vertretbaren Verbesse-
rung des Informationsstandes führen könne, 
sollte im weiteren Verlauf der Beratung von den 
hierfür zuständigen Ausschüssen geprüft wer-
den. 

Im übrigen ist der Ausschuß für Wirtschaft der . 

Auffassung, daß die Schaffung der gesetzlichen . 

Grundlage für die unabdingbar notwendige Zäh-
lung so schnell wie möglich erfolgen soll. 

Deshalb bittet der Ausschuß für Wirtschaft die 
Bundesregierung, im weiteren Gesetzgebungs-
verfahren konstruktiv mit dem Bundesrat über 
eine ausgewogene Verteilung der sich aus der 
Durchführung der Volkszählung 1982 ergeben-
den finanziellen Lasten zu verhandeln. 

4. Die Stellungnahme des Haushaltsausschusses 
ergeht gesondert. 

III. Die Beratungen im Innenausschuß 

1. Zur Notwendigkeit aktueller Volkszählungser-
gebnisse 

Der Ausschuß hat im Rahmen der Beratungen die 
dringende Notwendigkeit der möglichst baldigen 
Durchführung einer Volkszählung unterstrichen. 

Seitens der Bundesregierung wurde zur Frage der 
Notwendigkeit aktueller Volkszählungsergebnisse 
unter anderem auf folgendes hingewiesen: 

1.1 
Die laufende Bevölkerungsfortschreibung basiere 
auf der Volkszählung 1970 und bedürfe dringend ei-
ner Korrektur. Die Statistiker nähmen an, daß auf-
grund von Fortschreibungsfehlern (zum Beispiel 
fehlende Abmeldung bei Tod oder Fortzug) die Be-
völkerungszahl derzeit um 1 Million Einwohner 
überhöht sei. Bei der vorangegangenen Volkszäh-
lung 1970 habe der Fortschreibungsfehler zu 1961 
bereits 860 000 Personen betragen. Die Feststellung 
der genauen Bevölkerungszahl sei sowohl als abso-
lute Zahl wie in Verbindung mit anderen Erhe-
bungsmerkmalen erforderlich. 

1.1.1 
Als absolute Zahl sei sie erforderlich für zahlreiche 
Rechtsvorschriften auf Bundes-, Landes-, Regie

-

rungsbezirks-, Kreis- und Gemeindeebene; von der 

amtlichen Einwohnerzahl hingen unter anderem 
ab: 
— die Berechnung der Stimmen der Länder im 

Bundesrat, 
— die Festlegung von Zahl und Größe der Wahl-

kreise für Bundes- und Landtagswahlen, 
— die Berechnung der Sitze -  in den kommunalen 

Vertretungsorganen, 

— die Verteilung der Mittel im Finanzausgleich 
zwischen Bund und Ländern. 

1.1.2 
Die Bevölkerungszahl in Verbindung mit weiteren 
in der Volkszählung zu ermittelnden Angaben (Ge-
schlecht, Alter, Familienstand und Staatsangehörig-
keit) sei als Bezugsgröße für vielfältige Berechnun

-

gen wie z. B. für Geburtenziffern, Sterbeziffern, Hei-
ratsziffern und ähnlichem von Bedeutung. 

Die aus einer Volkszählung gewonnenen Ergebnisse 
würden für die Vorausschätzung bestimmter Bevöl-
kerungsgruppen (z. B. Erwerbspersonen, Rentner, 
Schulanfänger, Schüler und Studenten, Auszubil-
dende) und damit als Grundlage für die Planungen 
in den verschiedensten Bereichen benötigt, so unter 
anderem auf dem Gebiet 

— des Bildungswesens (z. B. Lehrerbedarf, Analyse 
bisheriger und geplanter bildungspolitischer 
Maßnahmen) 

— des Renten- und Versicherungswesens (z. B. Bei-
tragsentwicklung, Rentenanpassung) 

— der Arbeitsverwaltung (z. B. regionale Arbeits-
märkte und Arbeitslosenquote, Steuerung des 
Arbeitskräfteangebotes, Erwerbsbedarf in ein-
zelnen Berufen) 

- des Ausländerwesens (z. B. Festsetzung der Aus-
länderquoten) 

— der Infrastruktur (z. B. Bedarf an Schulen, Kran-
kenhäusern, Wohnungen, Arbeitsplätzen) 

— der Verkehrspolitik (aktuelle Daten über Pendel-
wanderungen als Grundlage für regionale und 
überregionale verkehrspolitische Maßnahmen) 

— der Bevölkerungsvorausschätzungen. 

1.2 
In bezug auf die Problematik wohnungs- und stadt-
entwicklungspolitischer Entscheidungen auf der 
Grundlage fehlerhaften Datenmaterials habe die 
Ministerkonferenz der Arbeitsgemeinschaft für 
Bauforschung bei ihrer Sitzung am 11. Dezember 
1980 in Bonn unter anderem die Befürchtung geäu-
ßert, „daß bei einem Fehlen des aktuellen Datenma-
terials Fehlinvestitionen getroffen würden, die die 
Kosten einer solchen Erhebung (Volkszählung) bei 
weitem übersteigen". 

Welche fatalen Folgen sich bei einer anzunehmen-
den erhöhten Bevölkerungszahl von 1 Million erge-
ben könnten, werde aus folgendem Beispiel deutlich: 
Bei durchschnittlich 2,6 Personen je Wohnung wür-
den für zusätzlich 1 Million Einwohner etwa 380 000 
Wohnungen benötigt werden. Veranschlage man pro 
Wohnung in einem Mehrfamilienhaus Kosten von 
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150 000 DM, entspreche die überhöhte Bevölke-
rungszahl möglichen Fehlinvestitionen im Woh-
nungsbau von rund 57 Mrd. DM. 

Auch die aus verschiedenen Statistiken vorliegen-
den Haushalts- und Wohnungszahlen ließen keine 
Schlüsse auf den tatsächlichen Wohnungsbedarf zu. 
Bezogen auf das Bundesgebiet wiesen z. B. die Haus-
haltszahlen Differenzen von bis zu 500 000 Haushal-
ten,  die  Wohnungszahlen Differenzen von bis zu 
600 000 Wohnungen auf. Klarheit könne hier nur 
eine Volks- und Wohnungszählung schaffen. 

Das Problem werde dadurch verschärft, daß der 
Wohnungsbedarf konzentriert in bestimmten Städ-
ten auftrete und hier wiederum in bestimmten 
Stadtteilen, z. B. je nach dem Anteil von Ausländern, 
Studenten, jungen Ehepaaren, kinderreichen und fi-
nanzschwachen Familien. Zuverlässige kleinräumli-
che differenzierte Informationen darüber fehlten 
völlig. Wenn räumlich gezielte Abhilfe geschaffen 
werden solle und vor allem, wenn es darum gehe, das 
gesamte Ausmaß notwendiger investiver Maßnah-
men und die finanziellen Auswirkungen zu beurtei-
len, könne ohne gesicherte Daten der Volkszählung 
keine rationale Politik betrieben werden. 

Bei der zur Zeit diskutierten Oberprüfung des bishe-
rigen staatlichen Förderungssystems im Wohnungs- 
und Städtebau werde unter anderem an eine Neu-
auflage des Modernisierungs- und Energiesparpro-
gramms, an eine Neugestaltung des § 7 b des Ein-
kommensteuergesetzes, der Grunderwerbsteuer so-
wie des steuerlichen Instrumentariums für die 
Bodenpolitik gedacht. Wichtige Grundinformatio-
nen zur objektiven Beurteilung des bisherigen För-
derungssystems und für • eine sachgerechte Neuge-
staltung könnten auch hier nur durch die Gebäude- 
und Wohnungszählung geliefert werden. 

Für die Aufstellung neuer und die Beurteilung vor-
handener regionaler Mietspiegel würden dringend 
Informationen über die Verteilung der Mietwohnun-
gen unterschiedlicher Größe und Qualität in ausge-
wählten regionalen Einheiten benötigt. Man könne 
Mietspiegel nicht ohne Kenntnis der Gesamtzahl 
der Mietwohnungen aufstellen. 

Um die ohnehin knappen Mittel der öffentlichen 
Hand, die für wohnungspolitische Maßnahmen zur 
Verfügung stünden (z. B. Modernisierung von Ge-
bäuden und Wohnungen), möglichst effizient einset-
zen zu können, würden dringend Informationen 
über das tatsächliche Qualitätsniveau der vorhande-
nen Wohnungen und die regionale Verteilung der 
Wohnungen minderer Qualitäten benötigt. 

Grundvoraussetzung für die soziale Integration der 
ausländischen Familien sei eine angemessene Ver-
sorgung mit Wohnraum. Dies werde auch in Zukunft 
eine der zentralen Aufgaben der Wohnungspolitik 
sein, insbesondere dann, wenn die heute in der Bun-
desrepublik Deutschland lebenden ausländischen 
Kinder und Jugendlichen in das Alter kämen, in dem 
sie eigene Familien gründen würden. Ebenfalls sehr 
wichtig für die soziale und wirtschaftliche Integra-
tion der Ausländer sei die Feststellung der schuli-
schen und beruflichen Ausbildung sowie die Art 

ihrer beruflichen Tätigkeit. Die geplante Zählung 
liefere dazu die Grundinformationen. 

Nach § 26 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes gelten 
unter anderem kinderreiche Familien, junge Ehe-
paare, ältere Menschen und alleinstehende Eltern-
teile mit Kindern als förderungsbedürftig und soll-
ten den gesetzlichen Regelungen entsprechend un-
terstützt werden. Die Wohnungszählung liefere hier- 
über die regional tiefgegliederten Informationen 
über die mit den bereits eingesetzten Mitteln erziel-
ten Wirkungen und über das Ausmaß der in Zukunft 
hier benötigten Mittel. 

1.3 
In Zusammenhang mit der Beurteilung der tatsäch-
lichen Arbeitsmarktsituation sei die Altersgliede-
rung der Bevölkerung und der Erwerbspersonen in 
Verbindung mit dem Berufsnachweis ein entschei-
dender Faktor für die Arbeitsmarktsituation und 
Entwicklung in den 80iger Jahren. Die Volks- und 
Berufszählung liefere die betreffenden Daten geglie-
dert nach Arbeitsmarktregionen. Solche Daten seien 
unerläßlich für regional gezielte Steuerungsmaß-
nahmen. Gegenwärtig sei es z. B. nicht möglich, für 
die einzelnen Bezirke der Arbeitsverwaltung hinrei-
chend genaue Bezugszahlen zur Ermittlung regiona-
ler Arbeitslosenquoten bereitzustellen. Die Feststel-
lung von Unterschieden in den regionalen Arbeitslo-
senquoten sei jedoch wichtig für den gezielten Ein-
satz von Arbeitsförderungsmitteln. 

1.4 
Die Durchführung der Volkszählung sei auch mit er-
heblichen beschäftigungspolitischen Impulsen ver-
bunden. In den Ländern würden ca. 40 bis 60 v. H., in 
den Gemeinden ca. 50 v. H. der Zählungsmittel für 
den Einsatz von Arbeitskräften verwandt. Einen zu-
sätzlichen beschäftigungspolitischen Effekt würde 
die Zählung erhalten, wenn dafür gesorgt würde, daß 
vordringlich von den Arbeitsämtern schwer vermit-
telbare ältere Arbeitnehmer für Zählungsaufgaben 
eingesetzt würden. 

1.5 
In bezug auf den Rentenanpassungsbericht 1981 sei 
anzumerken, daß nach § 1383 der Reichsversiche-
rungsordnung bzw. § 110 des Angestelltenversiche-
rungsgesetzes die Einnähmen, die Ausgaben, das 
Rentenniveau und das Vermögen der gesetzlichen 
Rentenversicherung nach den letzten Ermittlungen 
der Zahl der Pflichtversicherten und der Zahl der 
Rentner für die künftigen fünfzehn Kalenderjahre 
vorauszuschätzen und jährlich fortzuschreiben sei-
en. Im Rentenanpassungsbericht 1981 der Bundes-
regierung werde nachdrücklich festgestellt, daß die 
zugrunde liegenden Berechnungen zunehmend pro-
blematisch würden. Auch hier könne nur die Volks-
zählung eine neue Datenbasis schaffen. 

1.6 
Im Hinblick auf die Bedeutung der Volkszählung — 
insbesondere des Teils „Arbeitsstättenzählung" — 
für den Jahreswirtschaftsbericht der Bundesregie-
rung ergebe sich — ausgehend von dem Kapitel „Ge-
plante Wirtschafts- und Finanzpolitik" der Jahres-
wirtschaftsberichte der letzten Jahre — die Bedeu- 
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tung der Volkszählungsdaten insbesondere für fol-
gende politische Maßnahmen: 

1.6.1 
Im Abschnitt „Politik zur Förderung von Beschäfti-
gung, Wachstum und Stabilität" würden Maßnah-
men auf den Gebieten der Geld- und Kreditpolitik, 
der Haushalts- und Steuerpolitik, der Arbeitsmarkt-
politik, der Preis- und Einkommenspolitik sowie der 
internationalen Wirtschaftspolitik behandelt. Hier-
für würden vor allem Daten über die allgemeine 
Wirtschaftsentwicklung, die Bevölkerung und ihre 
Struktur nach Geschlecht, Alter, Familienstand, Fa-
miliengröße, Kinderzahl, Beteiligung am Erwerbsle-
ben, über Erwerbstätige und ihre Struktur nach Ge-
schlecht, Alter und Stellung im Betrieb und nach Be-
rufen, über Arbeitsstätten in fachlicher und regiona-
ler Unterteilung, über die Einkommen der Beschäf-
tigten sowie Quellen des überwiegenden Lebensun-
terhalts benötigt. 

1.6.2 
Der Abschnitt „Ordnungs- und Strukturpolitik" be-
fasse sich mit Wettbewerbs- und Verbraucherpolitik, 
Mittelstandspolitik, Bildungspolitik, sektoraler und 
regionaler Strukturpolitik, Energiepolitik und Um-
weltpolitik.- Erforderlich hierfür seien insbesondere 
Unterlagen über Unternehmen und Arbeitsplätze in 
tiefer fachlicher und regionaler Gliederung, Rechts-
form und Größe (Umsatz- und Beschäftigtengrö-
ßenklassen), ferner über Beschäftigte, ihre berufli-
che und schulische Bildung sowie die Bevölkerung 
nach Altersklassen. In den letzten Jahren habe die 
sektorale Strukturpolitik neben der Globalsteue-
rung ein erhebliches Gewicht gewonnen. Die Bun-
desregierung habe deshalb eine regelmäßige sekto-
rale Strukturberichterstattung durch die wirt-
schaftswissenschaftlichen Forschungsinstitute in 
Auftrag gegeben (vgl. Jahreswirtschaftsbericht 
1978), deren Ziel es unter anderem sein solle, die Zu-
sammenhänge zwischen struktureller und gesamt-
wirtschaftlicher Entwicklung aufzuhellen. Die 
Strukturanalysen sollten auf den Ergebnissen der 
volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen basieren 
und strukturelle Veränderungen der Nachfrage, der 
Produktion und der Produktionsfaktoren sowie de-
ren Ursachen in tiefer Gliederung nach Wirtschaft-
bereichen untersuchen. Hierzu seien fachlich tief ge-
gliederte statistische Angaben über die betreffenden 
Tatbestände erforderlich, wobei die Ergebnisse der 
Volkszählung (Arbeitsstättenzählung) über Unter-
nehmen, Beschäftigte, Umsätze, Löhne und Gehäl-
ter von ausschlaggebender Bedeutung seien. Das 
gelte auch für Zwecke der regionalen Strukturpoli-
tik, hier unter anderem zur Neuabgrenzung der För-
dergebiete im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur", 
wobei ausdrücklich zeitnahe Arbeitsmarkt-, Ein-
kommens- und Infrastrukturindikatoren gefordert 
würden. Eine Regionalisierung der sektoralen 
Strukturberichterstattung sei ohne die genannten 
Informationen aus der Volks-, Berufs- und Arbeits-
stättenzählung überhaupt nicht möglich. 

1.7 
Bezüglich der Bedeutung der Volkszählungsergeb

-

nisse im Hinblick auf das Melderechtsrahmengesetz 
sei anzumerken, daß mit dem neuen Melderechts

-

rahmengesetz erstmalig für alle Bereiche der Ver-
waltung ein einheitlicher Bevölkerungsbegriff ver-
bindlich eingeführt worden sei. Die Melderegister 
seien innerhalb eines vorgegebenen Zeitraumes an 
den neuen Bevölkerungsbegriff anzupassen. Die An-
passung lasse sich zweifellos am rationellsten und 
einfachsten in Verbindung mit der Volkszählung 
durchführen. Die Zählung liefere Pendlerdaten in 
hinreichend tiefer regionaler Gliederung. Aufgrund 
des angewandten räumlichen Ordnungssystems sei 
es möglich, für nahezu beliebig abgrenzbare Raum-
einheiten Pendlerdaten bereitzustellen. Diese Daten 
würden insbesondere für die Abgrenzung regionaler 
Arbeitsmärkte und zur Klärung von Standortfragen, 
z. B. für Betriebe und Infrastruktureinrichtungen, 
benötigt, aber auch für regionale und überregionale 
verkehrspolitische Maßnahmen. 

1.8 
Im Zusammenhang mit Energiefragen könnten 
durch die zusätzliche Aufnahme einer Frage nach 
Heizungsarten und verwendeten Brennstoffen bei 
der Gebäude- und Wohnungszählung zur Zeit nicht 
bekannte kleinräumliche gebäudebezogene Infor-
mationen über das bestehende Energieversorgungs-
niveau und -system gewonnen werden. Damit könn-
ten zugleich aktuelle Bezugsdaten für regionale und 
energiepolitische Maßnahmen zur Sicherung des 
künftigen Energiebedarfs bereitgestellt werden. Mit 
der Frage nach Heizungsarten und verwendeten 
Brennstoffen würden darüber hinaus regional diffe-
renzierte Aufschlüsse über Umweltbelastungen 
durch private Haushalte und Betriebe gewonnen. 

2. Ablauf und wesentliche Ergebnisse der Aus-
schußberatungen 

Im Hinblick auf die zwischen Bund und Ländern 
strittig gebliebene Finanzierungsfrage bestand im 
Ausschuß von Anfang an Einigkeit darüber, daß der 
Gesetzentwurf wahrscheinlich nur dann verabschie-
det werden könne, wenn es gelingen würde, den Da-
tenkranz und damit auch das Kostenvolumen zu re-
duzieren. Von daher hat es der Ausschuß als Ziel sei-
ner Beratungen angesehen, bereits auf der Ebene 
der Beratungen in den Fachausschüssen einen ei-
genständigen Beitrag zur endgültigen Verabschie-
dung des von allen Beteiligten als dringend notwen-
dig erachteten Gesetzentwurfes zu leisten. Der Aus-
schuß hat deswegen einerseits versucht, durch Ein-
bindung von Bund, Ländern und kommunalen Spit-
zenverbänden in die Ausschußberatungen eine An-
näherung von Bund und Ländern in den unter-
schiedlichen Positionen bei der Frage der Höhe der 
Kostenbeteiligung des Bundes zu bewirken, bevor er 
eine Beschlußempfehlung zu dem Gesetzentwurf 
abgibt. Zum zweiten hat der Ausschuß versucht, dem 
Petitum des Bundesrates zu entsprechen und im In-
teresse einer Vereinfachung und einer Reduzierung 
der mit dem Gesetz verbundenen erheblichen Ko-
sten die vorgesehenen Erhebungen auf das unver-
zichtbar Notwendige zu beschränken. Insofern sollte 
durch eine möglichst konsensfähige Reduzierung 
des Datenkranzes eine deutliche Verringerung der 
Gesamtkosten angestrebt werden, um dadurch die 
Verhandlungen in einem möglichen  Vermittlungs- 
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verfahren auf die Frage der Höhe der Finanzbeteili-
gung des Bundes konzentrieren zu können. Diesbe-
züglich war auch seitens der Bundesregierung und 
der kommunalen Spitzenverbände die Auffassung 
vertreten worden, daß nur eine deutliche Reduzie-
rung des Kostenvolumens die Chancen einer Eini-
gung zu erhöhen vermöge. 

Im Rahmen der Berichterstatterberatung, in der die 
Berichterstatter aus allen beteiligten Ausschüssen, 
sowie die Bundesregierung und die kommunalen 
Spitzenverbände vertreten waren, war insoweit sei-
tens des Statistischen Bundesamtes darauf hinge-
wiesen worden, daß nur dann entscheidende Kosten-
einsparungen zu erzielen seien, wenn ein gesamter 
Zählungsteil entfalle, da ansonsten die Grundkosten 
eines Zählteils erhalten blieben, was keine deutliche 
Verringerung des Kostenvolumens ermöglichen 
würde. Daher wurde seitens der Berichterstatter-
gruppe ein vom Erhebungsprogramm her reduzier-
tes sogenanntes Modell I a favorisiert. Dieses Zäh-
lungsmodell würde ein Kostenvolumen von 341 Mio. 
DM verursachen und zu Einsparungen gegenüber 
dem Regierungsentwurf, dessen Kosten sich nach 
neueren Schätzungen auf 472 Mio. DM belaufen 
würden, in Höhe von 131 Mio. DM führen. Die Be-
richterstattergruppe war ferner der Auffassung, daß 
sich die Chancen für eine Einigung über den Gesetz-
entwurf in einem eventuell notwendigen Vermitt-
lungsverfahren erheblich erhöhen würden, wenn 
der Entwurf des Volkszählungsgesetzes zusammen 
mit dem Haushaltsstrukturgesetz und den Folgege

-

setzen im Vermittlungsausschuß zur Beratung an-
steht. Dann ist die Frage eines an der realen Interes-
senverteilung orientierten Bundesanteils nur ein 
Posten im Rahmen der gesamten Finanzverhand-
lungen und im Hinblick darauf im Rahmen der Ge-
samtverhandlungen eher einer Einigung zugäng-
lich, als wenn das Kostenvolumen des Entwurfs ei-
nes Volkszählungsgesetzes isoliert zur Beratung an-
stehen würde. Die Berichterstattergruppe war daher 
übereinstimmend der Auffassung, daß es notwendig 
sei zu versuchen, den Gesetzentwurf in etwa zeit-
gleich mit dem Haushaltsstrukturgesetz und den 
Folgegesetzen dem Bundesrat zuzuleiten. 

Aufgrund der Ergebnisse der Berichterstatterbera-
tung haben die mitberatenden Ausschüsse für Wirt-
schaft sowie für Arbeit und Sozialordnung die An-
nahme des sogenannten Modells I a empfohlen. Die-
ses Modell sieht gegenüber dem Regierungsentwurf 
Reduzierungen im Bereich der Wohnungszählung 
und eine Streichung der Erhebungen im Städtebau-
teil vor. Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau hat demgegenüber am Regierungs-
entwurf festgehalten und unter Kostenersparnisge-
sichtspunkten allenfalls eine Kürzung des gebäude- 
und wohnungsstatistischen Teils dahin gehend für 
vertretbar gehalten, daß in Gemeinden mit 100 000 
und mehr Einwohnern das volle Programm des Re-
gierungsentwurfes --- also Städtebauteil und Woh-
nungszählung — und in den übrigen Gemeinden nur 
eine Wohnungszählung durchgeführt wird, die den 
bisherigen Zählungen qualitativ und quantitativ 
aber nicht nachstehen darf. 

Der Innenausschuß hat im Hinblick auf das Votum 
des Ausschusses für Raumordnung, Bauwesen und 

Städtebau die Auffassung vertreten, daß er keinerlei 
Interesse daran haben könne, besonders wichtige 
Fragen, die den Ausschuß für Raumordnung, Bau-
wesen und Städtebau interessierten, von sich aus zu 
streichen. Einer Reduzierung des Programms sei 
nur unter dem Aspekt zuzustimmen, daß dadurch 
überhaupt die Möglichkeit einer erhöhten Chance 
für eine Einigung zwischen Bund und Ländern eröff-
net werde und diesem reduzierten Programm Bund, 
Länder und kommunale Spitzenverbände zustim-
men könnten. Seitens der Länderbeauftragten 
wurde dazu erklärt, daß größere Chancen für einen 
Konsens im Vermittlungsausschuß bestünden, wenn 
die Verhandlungen auf der Grundlage eines Modell-
vorschlages geführt würden, der gegenüber dem Mo-
dell I a eine verfeinerte Fragestellung bei den woh-
nungspolitisch relevanten Sachverhalten (Gebäu-
deeigentümer, Baualter von Neubauten, Wohnflä-
chen und Mieten) mit einem gegenüber dem Mo-
dell I a erhöhten Kostenvolumen von rund 30 Mio. 
DM begonnen würden. Die kommunalen Spitzenver-
bände haben sich nachdrücklich gegen eine Verab-
schiedung des Regierungsentwurfes ausgesprochen, 
da dieser nach ihrer Auffassung mit Sicherheit 
scheitern würde. Das volle Programm sei wün-
schenswert, aber aus Kostengründen nicht realisier-
bar. Das Modell I a biete eine gute Ausgangsbasis, 
die akzepiert werden könnte, wenn die Bundesregie-
rung sich zu.einer Beteiligung in Höhe von 1 DM je 
Einwohner bereiterklären würde. Bezüglich des Vor-
schlages des Ausschusses für Raumordnung, Bau-
wesen und Städtebau sei aus kommunaler Sicht ein 
eklatanter Bundesbedarf nicht erkennbar. 

Auf der Grundlage dieser Erklärungen hat der In-
nenausschuß dem in der Beschlußempfehlung ent-
haltenen Modellvorschlag einmütig zugestimmt. Ge-
genüber dem sogenannten Modell I a werden die als 
zu weitgehend angesehenen Informationsverluste 
bei den grundstücks- und gebäudestatistischen Fra-
gen (§ 3 Abs. 2 des Regierungsentwurfes) dadurch 
gemildert, daß zusätzlich Fragen nach den Gebäu-
deeigentümern aufgenommen wurden. Darüber hin-
aus soll bei der Durchführung der Zählung Vorsorge 
getroffen werden, daß das Baualter von Neubauten 
nach Einzeljahren erfaßt wird und daß die Flächen- 
und Mietangaben ebenfalls einzeln erfragt werden. 
Diese verfeinerte Form der Fragestellung gewähr-
leistet genauere und damit für wohnungs- und bau-
politische Analysen aussagefähige Ergebnisse. Der 
Ausschuß hat sich für diesen Vorschlag entschieden, 
weil er möglichst weitgehend den Informationsbe-
darf im wohnungs- und gebäudestatistischen Teil 
abdeckt und daher auch aus fachlicher Sicht von 
Bund, Ländern und Gemeinden Zustimmung erfährt 
und gleichzeitig eine so deutliche Reduzierung des 
Kostenvolumens mit sich bringt, daß damit eine 
Ausgangsbasis für ein eventuelles Vermittlungsver-
fahren geschaffen ist, die die Chancen für eine Eini-
gung gegenüber der Ausgangslage wesentlich ver-
bessert. Der Ausschuß hat diesem Entwurf in seiner 
Sitzung am 28. Oktober 1981 im einzelnen zuge-
stimmmt, die Zustimmung zur Abgabe einer ent-
sprechenden Empfehlung an das Plenum des Deut-
schen Bundestages jedoch davon abhängig gemacht, 
daß ein positives Signal für eine Einigung zwischen 
Bund und Ländern über die strittige Finanzierungs- 
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frage abgegeben wird. Am 10. November 1981 fand 
daraufhin eine Besprechung zwischen Vertretern 
der Bundesregierung mit den Dienstaufsichtsbehör-
den der Statistischen Landesämter statt, in der ei-
nerseits das vom Ausschuß gebilligte sogenannte er-
weiterte Mode ll  I a erörtert sowie über die Frage der 
Gewährung von Finanzzuweisungen verhandelt 
wurde. Zum Ergebnis dieser Besprechung hat die 
Bundesregierung dem Ausschuß folgendes mitge-
teilt: 

— Zur Einschränkung des Erhebungsprogramms 
hätten die Vertreter der Länder zu erkennen ge-
geben; daß sie dem erweiterten Modell I a aus 
fachlicher Sicht positiv gegenüberstünden. Es 
könne jedoch nicht ausgeschlossen werden, daß 
der Bundesrat bei seiner Beratung im zweiten 
Durchgang weitere Reduzierungen fordern wer-
de, um zusätzliche Einsparungen zu erzielen. Die 
Vertreter der Dienstaufsichtsbehörden hätten 
überdies auf die zunehmenden Finanzierungs-
schwierigkeiten in den Ländern hingewiesen. 

— Zur Frage der Gewährung von Finanzzuweisun-
gen habe der Bundesminister der Finanzen fol-
gende Erklärung abgegeben: „Die Bundesregie-
rung hält an ihrer bisherigen Rechtsauffassung 
zur Frage von Finanzzuweisungen fest; gleich- 
wohl ist der Bundesfinanzminister in Anbetracht 
der Bedeutung, die der Volkszählung zukommt, 
bereit, Finanzzuweisungen in Höhe von 1 DM je 
Einwohner, das sind etwa 60 Millionen DM, zu 
zahlen. Ein höherer Leistungsbetrag ist ange-
sichts der schwierigen Haushaltslage des Bun-
des nicht möglich und würde auch bei den gerade 
erst gefaßten Beschlüssen über Einsparungen 
bei der Bevölkerung auf wenig Verständnis sto-
ßen." Die Vertreter der Länder hätten die Erklä-
rung des Bundesministers der Finanzen als einen 
ersten Schritt in die richtige Richtung grundsätz-
lich begrüßt, der zur Aufnahme eines § 10 a in 
den Gesetzentwurf führe. Sie hätten jedoch dar-
auf hingewiesen, daß der vom Bundesminister 
der Finanzen genannte Betrag von 1 DM je Ein-
wohner keine angemessene Kostenbeteiligung 
im Sinne des Beschlusses des Bundesrates vom 
3. April 1981 sein dürfte. 

Der Ausschuß sieht diese Situation als eine gegen-
über dem Beginn der Beratungen erheblich verbes-
serte Sachlage für eine endgültige Einigung und 
Verabschiedung des Gesetzentwurfes an und emp-
fiehlt daher aus den dargelegten Gründen dessen 
Annahme in der von ihm vorgeschlagenen Fas-
sung. 

3. Zu einzelnen Bestimmungen 

Der Ausschuß hat — abgesehen von den Reduzie-
rungen im Erhebungsprogramm — dem Regie-
rungsentwurf sowie den Änderungsvorschlägen des 
Bundesrates zu § 2 und zu § 9 des Regierungsentwur-
fes zugestimmt. Vor allem auch im Hinblick auf die 
intensiven Sachberatungen zum Entwurf eines 
Volkszählungsgesetzes 1981 wurden im Rahmen der 
Ausschußberatungen nur noch folgende Sachpro-
bleme vertieft erörtert:  

3.1 (zu § 9 Abs. 1) 
Seitens des Bevollmächtigten des Rates der Evange-
lischen Kirche in Deutschland am Sitz der Bundes-
republik Deutschland und des Leiters des Kommis-
sariats der deutschen Bischöfe war es dem Aus-
schuß gegenüber für dringend erforderlich erachtet 
worden, daß in § 9 Abs. 1 Satz 1 in der Fassung der 
Stellungnahme des Bundesrates die Worte „rechtli-
che Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu einer 
Religionsgemeinschaft" gestrichen würden. Da-
durch sollte erreicht werden, daß die Kirchen nicht 
vom vorgesehenen Datenabgleich in den Melderegi-
stern ausgenommen sind und auf diese Weise die 
nach dem Melderechtsrahmengesetz an die Kir-
chengemeinden übermittelten Daten nicht unbe-
richtigt bleiben. Der Ausschuß hat sich diesem 
Wunsch nicht anzuschließen vermocht und insofern 
die Auffassung der Bundesregierung und des Bun-
desrates geteilt sowie seine im Rahmen der Bera-
tungen zum Entwurf eines Volkszählungsgesetzes 
1981 abgegebene Beschlußfassung (Drucksache 
8/3412) aufrechterhalten. Die Bundesregierung hat 
ihre ablehnende Haltung vor allem damit begründet, 
daß der Registerabgleich sich aus datenschutzrech

t-

lichen  Gründen auf so wenig Merkmale wie möglich 
beschränken solle. Wenn die Religionszugehörigkeit 
geändert werden solle, so müsse dies durch geson-
derte Erklärungen erfolgen und dürfe nicht bei Gele-
genheit einer  Volkszählung geändert werden. Das 
Merkmal der rechtlichen Zugehörigkeit oder Nicht-
zugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft in der 
amtlichen Bevölkerungsstatistik werde bei der lau-
fenden Fortschreibung der Einwohnerzahlen auf 
der Basis der Volkszählung nicht benötigt. Außer-
dem spiele in diesem Zusammenhang die Überle-
gung eine Rolle, daß nach der Religionszugehörig-
keit in einer Statistik nur auf der Grundlage des Ar-
tikels 136 der Weimarer Reichsverfassung gefragt 
werde. Der Verwendungszweck dieser Nachfrage 
müsse dann auch statistischer Natur sein. Wenn das 
Merkmal der Religionszugehörigkeit auch für an-
dere Verwendungszwecke, d. h. die Korrektur des 
Melderegisters genutzt werde, sei dies nach Auffas-
sung der Bundesregierung nicht mehr von dem ur-
sprünglichen Verwaltungszweck einer statistischen 
Erhebung gedeckt. Von daher sei dieser Abgleich 
noch nie in einer Volkszählung vorgesehen gewe-
sen. 

3.2 (zu § 9 Abs. 3) 
Seitens der kommunalen Spitzenverbände war vor-
geschlagen worden, § 9 Abs. 3 Satz 2 wie folgt zu fas-
sen: „Für eigene statistische Aufbereitungen können 
den Gemeinden und Gemeindeverbänden Einzelan-
gaben über die nach den §§ 2 bis 4 erfaßten Tatbe-
stände von den Statistischen Landesämtern zur Ver-
fügung gestellt werden." Zur Begründung war dar-
auf hingewiesen worden, daß für das im Regierungs-
entwurf vorgesehene Satzungserfordernis in § 9 
Abs. 3 bei einem reduzierten Programm keine Ver-
anlassung mehr bestehe. Die von den Gemeinden er-
hobenen Daten müßten diesen für eigene statisti-
sche Auswertungen uneingeschränkt zur Verfügung 
stehen, zumal das Statistische Bundesamt und die 
Statistischen Landesämter innerhalb des ihnen vor-
gegebenen Kostenrahmens nur einen Teil des kom-
munalen Informationsbedarfs abdecken könnten. 
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Eine optimale Nutzung des mit hohem Aufwand ge-
sammelten Datenmaterials sei jedoch sicherzustel-
len. Die statistischen Geheimhaltungsvorschriften 
würden selbstverständlich in gleicher Weise bei 
kommunalstatistischen Auswertungen beachtet. 

Der Ausschuß hatte sich im Rahmen der Einzelab

-

stimmungen in seiner Sitzung am 28. Oktober 1981 
zunächst einstimmig diesem Petitum angeschlossen 
mit der Begründung, daß im Hinblick auf den redu-
zierten Merkmalsumfang in § 3 (Verzicht auf die 
Grundstückszählung, erhebliche Einschränkung der 
Gebäudezählung) und § 4 (Verzicht auf die Frage 
nach dem Gesamtumsatz des Unternehmens) eine 
Lockerung der strengen Übermittlungsregelung des 
Regierungsentwurfes (Ausnahme des Merkmals Re-
ligionszugehörigkeit von der Übermittlung, Vorbe-
halt der gemeindlichen Satzung) vertretbar erschei-
ne. Ferner war davon ausgegangen worden, daß die 
Übermittlungsregelung auch nicht im Widerspruch 
zu datenschutzrechtlichen Vorschriften stehe und 
die über das Bundesdatenschutzgesetz hinausge-
henden strengeren Übermittlungsvorschriften des 
§ 11 Bundesstatistikgesetz (Gesetzesvorbehalt jeder 
Übermittlungsregelung für nicht-anonymisierte 
Einzelangaben, Nennung von Art, Umfang, Zweck 
und Empfänger der Einzelangaben, Verwertungs-
verbot für andere als statistische Zwecke) eingehal-
ten seien. 

In der Sitzung am 11. November 1981 sind von Län-
derseite aus erhebliche Bedenken gegenüber der 
Streichung des Satzungserfordernisses geltend ge-
macht und ist vorgeschlagen worden, die Fassung 
des Regierungsentwurfes beizubehalten. Zur Be-
gründung war vorgetragen worden ;  daß das Argu-
ment der kommunalen Spitzenverbände, die vorge-
sehene Reduzierung des Erhebungsprogramms 
rechtfertige die Streichung des Satzungserforder-
nisses, nicht stichhaltig sei, weil die Reduzierung 
des Merkmalsumfangs in § 3 (Verzicht auf die 
Grundstückszählung, erhebliche Einschränkung der 
Gebäudezählung) und § 4 (Verzicht auf die Frage 
nach dem Gesamtumsatz des Unternehmens) nicht 
den kommunal-relevanten sensiblen Bereich beträ-
fen. Die sensiblen Daten, wegen derer das Satzungs-
erfordernis für notwendig gehalten werde, würden 
auch weiterhin erhoben. Die kommunalen Spitzen-
verbände verlangten hier die Streichung einer Pas-
sage, die sie im Rahmen der Beratungen zum Volks-
zählungsgesetz 1981 selbst verlangt hätten, um dem 
Bedenken Rechnung zu tragen, daß in einzelnen Ge-
meinden keine für die Bearbeitung von Statistiken 
zuständigen Stellen benannt seien und daher eine 
ausschließlich für statistische Zwecke vorgesehene 
Nutzung der Daten nicht als sichergestellt angese-
hen werden könne. Durch das Satzungserfordernis 
werde den Gemeinden nichts von dem genommen, 
was sie benötigten. Das Statistikgeheimnis müsse 
soweit wie möglich gewahrt und alles vermieden 
werden, was Zweifel an seiner Einhaltung hervorru-
fen könnte. Es sei notwendig, daß der Vertrauens-
schutz der Bevölkerung, die in diesen Fragen außer-
ordentlich sensibilisiert sei, erhalten bleibe und 
diesbezüglich müßten auch die Kommunalverwal-
tungen ein hohes Interesse daran haben, daß inso
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weit keinerlei Verdacht in bezug auf Mißbrauchs-
möglichkeiten aufkommen könne. 

Die Koalitionsfraktionen sind dieser Auffassung ge-
folgt und haben mehrheitlich gegen die Stimmen 
der Fraktion der CDU/CSU beschlossen, dem Deut-
schen Bundestag die Annahme des § 9 Abs. 3 in der 
Fassung des Regierungsentwurfes unter Berück-
sichtigung der durch die Reduzierung des Erhe-
bungsprogramms notwendigen Änderungen  zu 
empfehlen. Im Rahmen der Gesamtabstimmung zu 
dem Gesetzenwurf hat auch die Fraktion der CDU/ 
CSU dem Entwurf einschließlich der von den Koali-
tionsfraktionen in der Einzelabstimmung angenom-
menen Fassung des § 9 Abs. 3 zugestimmt. 

3.3 (zu § 10a) 
Die Vorschrift des § 10 a wurde eingefügt im Hin-
blick auf die Erklärung des Bundesministers der Fi-
nanzen, in Anbetracht der Bedeutung, die der Volks-
zählung zukomme, sich zu Finanzzuweisungen in 
Höhe von 1 DM je Einwohner, das sind etwa 
60 Mio. DM, bereit zu erklären. 

Die Koalitionsfraktionen haben im Zusammenhang 
mit ihrer Zustimmung zu dieser Vorschrift betont, 
daß die Bundesregierung unbeschadet dieser Vor-
schrift des § 10 a an ihrer bisherigen Rechtsauffas-
sung zur Frage von Finanzzuweisungen festhalte 
und daß diese Rechtsauffassung der Bundesregie-
rung von den Koalitionsfraktionen geteilt werde. Die 
finanzverfassungsrechtlichen Grundsätze würden 
durch diese Vorschrift nicht berührt. 

3.4 Kosten 
In der Kostenfrage haben sich im Rahmen der Aus-
schußberatungen folgende Änderungen gegenüber 
den Angaben im Regierungsentwurf ergeben: 

— Das Statistische Bundesamt hat zusammen mit 
den Statistischen Landesämtern und in Abspra-
che mit den kommunalen Spitzenverbänden die 
Kosten für das vollständige bisherige Zählungs-
programm des Regierungsentwurfes und für ver-
schiedene Kürzungsmodelle auf den Kosten-
stand 1981 fortgeschrieben. Im Volkszählungsge-
setz 1982 mit dem Kostenstand des Jahres 1980 
betragen die Gesamtkosten für Bund, Länder 
und Gemeinden insgesamt rund 485 Millio-
nen DM. Auf den Kostenstand des Jahres 1981 
fortgeschrieben ergeben sich Gesamtkosten in 
Höhe von rund 504 Mio. DM, davon rund 
36 Mio. DM Kosten für den Bund. Bei der Fort-
schreibung der Kosten für das vollständige Zäh-
lungsprogramm des Regierungsentwurfes und 
für die verschiedenen Kürzungsmodelle wurde 
eine zusätzliche Kosteneinsparung von rund 
12 Mio. DM dadurch erzielt, daß der Wohnungs-
bogen, der in dem bisherigen vollständigen Zäh-
lungsprogramm sowohl Strichmarkierungsant-
worten als auch zu signierende Antworten ent-
hält, auf einen reinen Strichmarkierungsbogen 
umgestellt wurde. Darüber hinaus besteht mit 
den kommunalen Spitzenverbänden Einver-
ständnis, die Kosten für den Registerabgleich bei 
den Gemeindekosten nicht dem Volkszählungs-
gesetz anzulasten, da diese ihrer Natur nach dem 
Melderechtsrahmengesetz zuzurechnen sind. 
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Unter Berücksichtigung dieser Faktoren erga-
ben sich für das ursprüngliche Zählungspro-
gramm nach dem Kostenstand 1981 Gesamtko-
sten von rund 460 Mio. DM. Der Anteil der Bun-
deskosten für ein Modell I, das die Ausgangsba-
sis für die weiteren Ausschußberatungen bildete, 
wurden auf rund 29 Mio. DM errechnet. 
In einer neuerlichen Kostenberechnung vom Ok-
tober 1981 hat das Statistische Bundesamt ge-
meinsam mit dem Landesamt für Datenverarbei-
tung und Statistik Nordrhein-Westfalen und der 
Bundesvereinigung der kommunalen Spitzen-
verbände die Gesamtkosten nach dem Kosten-
stand vom Juli 1981 für den Regierungsentwurf 
auf 472 Mio. DM geschätzt, für das von der Be

-

richterstattergruppe zunächst favorisierte soge-
nannte Modell I a auf 341 Mio. DM, für die vom 
Ausschuß nunmehr vorgeschlagene Fassung auf 
371 Mio. DM und die Umsetzung der vom Aus-
schuß für Raumordnung, Bauwesen und Städte

-

bau empfohlenen Vorschläge auf 401 Mio. DM. 
Damit führen die Vorschläge des Innenausschus-
ses zu Kosteneinsparungen gegenüber dem Re-
gierungsentwurf von rund 101 Mio. DM, wobei 
der Bundesanteil auf rund 29 Mio. DM zu bezif-
fern ist. 

— Zu diesem Bundesanteil in Höhe von 29 Mio. DM 
kommen hinzu die etwa 60 Mio. DM aufgrund der 
vom Bundesminister der Finanzen in Aussicht 
gestellten Finanzzuweisungen in Höhe von 1 DM 
je  Einwohner. 

Damit erhöht sich — ausgehend von den neue-
sten Kostenschätzungen — der Bundesanteil, der 
auf der Grundlage des Regierungsentwurfes 
etwa 7,6 v. H. — 36 Mio. DM Bundesanteil bei 
472 Mio. DM Gesamtkosten — ausmachen wür- 
de, auf etwa 24 v. H. — 29 Mio. DM plus 
60 Mio. DM Bundesanteil bei 371 Mio. DM Ge-
samtkosten. 

Bonn, den 11. November 1981 

Broil Dr. Wendig Dr. Wernitz 
Berichterstatter 






